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1.	Unser Klima
	 schützen –
	 Verantwortung
	 wahrnehmen

HERAUSFORDERUNGEN

Die Auswirkungen der Klimaveränderung sind heute schon dramatisch. Bereits jetzt ist 
die Durchschnittstemperatur weltweit um fast 1°C gestiegen. In Österreich, das besonders 
betroffen ist, schon um knapp 2°C. Das Jahr 2016 war das heißeste Jahr seit Beginn der 
Aufzeichnungen (1880). Die Hitzewellen des Sommers 2017 sowie Extremwetterereignisse 
(Frostschäden nach spätem Kälteeinbruch, Vermurungen nach Starkregen, Dürre-Schä-
den in der Landwirtschaft) machen einige der konkreten Folgen der Klimaveränderung 
deutlich. Gelingt es nicht, die globale Erwärmung zu verlangsamen, droht das Weltklima 
zu kippen. Die enormen Risiken bzw. Folgewirkungen der Klimaveränderung wie etwa Un-
wetterkatastrophen, Dürren, Ernährungskrisen oder Unbewohnbarkeit von Lebensräumen 
erfordern ein energisches Gegensteuern. Die kommenden fünf Jahre werden entscheiden, 
ob eine Trendwende beim Klimaschutz möglich ist. Um die Klimakatastrophe zu verhin-
dern, müssen Industriestaaten wie Österreich ihre Treibhausgasemissionen bis zur Mitte 
des Jahrhunderts auf (netto) null reduzieren. „Raus aus Kohle, Öl und Gas!“ muss daher 
zum Leitmotiv einer Energieversorgung auf Basis erneuerbarer Energien und deutlich hö-
herer Energieeffizienz werden. Jetzt geht es darum, sich von fossilen Energieträgern und 
der ökologisch wie ökonomisch untragbaren Atomenergie zu lösen.

Europa hat eine spezifische historische Verantwortung bei der Reduktion der Treib-
hausgase – rund ein Viertel der bisherigen weltweiten CO2-Emissionen stammt aus den 
EU28-Staaten. Europa hat aber auch eine spezifische Chance, sich als DER Wirtschafts-
raum zu etablieren, der die schrittweise Dekarbonisierung ambitioniert und mit neuen 
Lösungen erfolgreich umsetzt. Österreich hat hier die Möglichkeit, eine führende Rolle 
als Technologie- und Kompetenzanbieter zu spielen – wenn die Rahmenbedingungen im 
Heimmarkt stimmen. Mit dem Beschluss des Pariser Klimaabkommens im Dezember 2015 
ist klar: Die Dekarbonisierung unserer Weltwirtschaft – also der globale Ausstieg aus der 
Nutzung von Erdöl, Kohle und Erdgas – wird notwendig sein, um die internationalen Kli-
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maziele zu erreichen. Die Umsetzung passiert jedoch nicht von allein, sondern muss gegen 
Bremser wie Donald Trump und gegen viele Widerstände engagiert durchgesetzt werden.

Besonders wenig geht insbesondere in Österreich beim Problemsektor Nr. 1, dem Verkehr, 
weiter. Klima-Fortschritte bestehen allzu oft nur auf dem geduldigen Papier, der Flug-
verkehr kann das Klima überhaupt nahezu steuerfrei belasten (Kerosin ist von der Mine-
ralölsteuer befreit). Eine zusätzliche dritte Piste am Flughafen Schwechat soll noch mehr 
klimaschädlichen Flugverkehr nach Österreich holen. Unsere Mobilität frisst viel Energie 
und ist in hohem Maß erdölabhängig: durchschnittlich 15-20 Millionen Euro geben wir 
jeden Tag (!) in Österreich für fossile Mobilität aus, um Importe aus diktatorischen Staaten 
und von Ölscheichs abdecken zu können. Der Bund gibt 1 Milliarde im Jahr für hochrangige 
Straßen aus, aber nur 1 Million, also ein Zehntelprozent davon, für den emissionsfreien Rad-
verkehr, der noch dazu vom Fiskus beim Kilometergeld benachteiligt statt gefördert wird. 
Und während die Bahn im Gesamtnetz Schienenmaut bezahlen muss, sind es beim LKW 
mit Autobahnen und Schnellstraßen nur 2% des Netzes. 

Der Klimawandel kostet unser Land schon heute durchschnittlich 1 Mrd. Euro pro Jahr. 
Bis zur Mitte des Jahrhunderts dürften die jährlichen Kosten auf 8 Mrd. Euro steigen. In 
einem durchschnittlichen Jahr um 2050 werden in Österreich ca. 1.000 ältere Menschen an 
Hitzestress sterben. Der Klimawandel ist eine Bedrohung für unsere Gesundheit, Sicherheit 
und Umwelt. 

In Österreich werden immer noch 50 Prozent der Wohnungen mit fossilen Energieträgern 
beheizt, insbesondere mit insgesamt 622.000 Ölheizungen. Die Abhängigkeit von Öl und 
Gas wird langfristig zur Kostenfalle für jene Haushalte, die sich schon jetzt das Heizen 
kaum mehr leisten können. Die Förderungen für thermische Sanierungen wurden von 
der Bundesregierung in den letzten Jahren halbiert und in den Bundesländern gibt es für 
Wohnbaufördermittel keine Zweckwidmung. Energieeffizientes Bauen ermöglicht langfris-
tiges leistbares Wohnen, auch wenn Energiepreise steigen.

Mit dem Energieeffizienzgesetz hat Österreich im Jahr 2014 die EU-Energieeffizienz-
richtlinie umgesetzt und ein Ziel zur Steigerung der Energieeffizienz und Senkung des 
Energieverbrauchs festgelegt. Auf Druck der Fossil-Lobby ist die Umsetzung in den Be-
stimmungen jedoch stark verwässert worden. Der Katalog an anerkannten Energieeinspar-
maßnahmen wurde mit zahlreichen nicht-nachweispflichtigen Maßnahmen und Scheinbu-
chungen versehen, sodass die Energieeinsparungen teilweise nur mehr am Papier erreicht 
werden, aber nicht in der Realität. Unser Ziel ist es, einen echten Energieeffizienzmarkt zu 
ermöglichen, der der Wirtschaft neue erfolgreiche Dienstleistungen und Chancen bietet 
und insbesondere den fossilen Energieverbrauch senkt. Eine öko-soziale Steuerreform soll 
Anreize schaffen, Energiesparmaßnahmen umzusetzen und finanziell zu belohnen.

Die Verantwortung für die Klimafrage betrifft viele Sektoren. Die Umsetzung des Pariser 
Klimavertrags geht mit einem tiefgreifenden Strukturwandel nicht nur der Energieversor-
gung einher. Auch die Art, wie wir konsumieren und unser Lebensstil spielen dabei eine 
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Rolle. So gerät derzeit z.B. die Rolle der Finanzmärkte bei der Finanzierung klimaschäd-
licher Projekte international in den Fokus. Immer mehr internationale Investoren und 
Finanzmarktakteure rücken von Veranlagungen im Bereich Kohle, Erdöl und Erdgas ab, 
bewerten Risiken von klimarelevanten Investitionen neu und diskutieren Offenlegungs-
pflichten, die AnlegerInnen mehr Transparenz ermöglichen sollen. In Österreich besteht 
hier Handlungsbedarf. 

GRÜN MACHT DEN UNTERSCHIED

•	 Ökostromausbau: Nach jahrelangen harten Verhandlungen mit den Regierungs-Frak-
tionen haben wir GRÜNE uns Anfang Juli durchgesetzt und im Nationalrat eine Reform 
des Ökostromgesetzes erreicht. Der Ökostromausbau geht jetzt weiter, tausende 
Arbeitsplätze werden gesichert. 

•	 Leistbare Öffis und mehr Radverkehr in grünregierten Bundesländern zeigen: Mobilität 
geht auch ohne Stau und Beitrag zum Klimakollaps. Hartnäckiger Widerstand beginnt 
den hochrangigen Straßenbau endlich einzubremsen.

•	 Förderanreize: In Vorarlberg wurde durchgesetzt, dass die Fördervoraussetzungen im 
Neubau und bei der Sanierung deutlich über den schwachen bundesweiten Vorgaben 
liegen müssen.

•	 Klimawandelanpassung: Alle grünregierten Bundesländer haben zahlreiche Maßnah-
men in Angriff genommen. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Unterstützung der 
Gemeinden. Sie sollen in die Lage versetzt werden, Klimarisiken besser einschätzen und 
bewältigen zu können. So sollen beispielsweise Schutzwasserbau bzw. Revitalisierun-
gen von Flusslandschaften vor Hochwasser schützen; Pläne für Schutzwaldbewirtschaf-
tung werden erstellt sowie Tourismuskonzepte adaptiert, die auf geänderte Klima- und 
Wetterbedingungen eingehen (insbesondere bei hoher Abhängigkeit vom Wintertou-
rismus).

ZUKUNFTSPROJEKTE

•	 Den Schutz unserer Lebensgrundlagen zur Priorität machen: Wir gehen Klimaschutz 
und Energiewende als Chance an und verpflichten alle Politikbereiche diesem Ziel.
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•	 Wir stellen unsere Energieversorgung zu 100 Prozent auf Erneuerbare um: Raus aus 
Öl, Gas und Kohle und rein in Sonne, Wind, Wasser und Biomasse. Das Klimaschutz-
gesetz wird dafür auf neue Beine gestellt. Eine neue Energie- und Klimastrategie 
beschreibt einen Stufenplan zur Dekarbonisierung der Sektoren bis 2050. Ziel ist dabei 
unter anderem, bis 2030 100% des heimischen Strombedarfs auf Basis heimischer 
erneuerbarer Energiequellen zu decken. Wir geben Unternehmen, Industriebetrieben 
und Haushalten einen klaren Klimarahmen vor. Verbindliche, mittel- und langfristige 
Klimaziele schaffen Planungssicherheit und beenden den Zickzack-Kurs. 

•	 Abbau aller Subventionen für fossile Energieträger, z. B. durch Reform der Pendler-
pauschale, bei Stellplatzverordnung, bei der steuerlichen Dieselprivilegierung, Energie-
abgabenrückvergütung etc. Beihilfen für fossile Energie in Österreich machen derzeit 
noch immer rund 4 Mrd. Euro jährlich aus. 

•	 Ambitionierte EU-Klimapolitik und Reform des Emissionshandels: Die EU soll globaler 
Taktgeber in der engagierten Umsetzung des Pariser Klimaabkommens sein. Neben 
ambitionierten Zielen sind auch die Instrumente wie der Europäische Emissionshandel 
entsprechend zu reformieren und im Sinne eines wirksamen Klimaschutzes weiter-
zuentwickeln. Standards sind in Richtung CO2-Neutralität zu setzen und der Ausstoß 
von klimaschädlichen Treibhausgasen braucht einen angemessenen Preis, um den 
Strukturwandel der Wirtschaft voranzutreiben. Auch der bislang mit Samthandschuhen 
angefasste Flugverkehr hat einen maßgeblichen, effektiven Beitrag zur Reduktion der 
Treibhausgasemissionen zu leisten, der nicht durch teils fragwürdige Kompensationsre-
gelungen unterlaufen wird.

•	 Klimafair – CO2 einen echten Preis geben: Die Einführung eines ansteigenden 
CO2-Mindestpreises im Zuge einer öko-sozialen Steuerreform schafft Fairness am Markt 
und berücksichtigt Kosten von Umweltschäden. Staaten wie Schweden, Dänemark oder 
mittlerweile Frankreich gehen hier in Europa einen Schritt voraus.

•	 Weiterentwicklung Ökostrom-Finanzierung: Ein neues Ökostromgesetz hat dem Ziel 
zu folgen, die Erreichung von 100% Strom auf Basis erneuerbarer Energie bis 2030 zu 
erreichen und entsprechende Ausbaupfade zu definieren sowie in diesem Sinne ange-
messene und gerechte Finanzierungsmechanismen zu sichern und zugleich ökologische 
Grenzen in den jeweiligen Technologiebereichen zu respektieren. 

•	 Klimaschonende Mobilität: Mit dem Abstellen kontraproduktiver Steuervorteile im 
Verkehr und der überfälligen ökologisch-sozialen Steuerreform wird unsere Mobilität 
wirksam umgesteuert. Bis hin zum Flugverkehr muss „Fair pay statt nix pay“ die Basis 
werden. Zusammen mit Öffi-Ausbau, dem gezielten Umstieg auf umweltfreundliche 
Anwendungen der Elektromobilität, und Vorrang fürs Radfahren und Zufußgehen wird 
damit klimaschonende Mobilität für alle möglich.
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•	 Dekarbonisierung bei der öffentlichen Beschaffung: Für die Umrüstung der Fahrzeug-
flotte der öffentlichen Hand ist bei Neuanschaffungen auf emissionsfreie Fahrzeuge 
nach letztem Stand der Technik zu setzen.

•	 Keine 3. Piste am Flughafen Wien-Schwechat und Verankerung des Klimaschutzes im 
Luftfahrtgesetz sowie Ausbau der Klimaschutzregelungen im UVP-Gesetz. Emissions-
handel und Kompensationsmaßnahmen können keineswegs eine ausreichende Redukti-
on der Treibhausgasemissionen der Luftfahrt sichern.

•	 Ein starkes Haus für Klima- und Umweltschutz: Österreich braucht ein eigenständiges, 
starkes und engagiertes Umweltministerium mit umfassender Klima- und Energiekom-
petenz.

•	 Thermische Sanierungen und ein Umstieg auf erneuerbare Energie in Gebäuden ma-
chen uns unabhängig von teuren Öl- und Gasimporten und schaffen tausende Arbeits-
plätze. Es braucht wieder die Zweckwidmung der Wohnbauförderung für Sanierung 
und ökologischen Neubau sowie eine Förderoffensive und steuerliche Begünstigung für 
die thermische Sanierung, vor allem für Haushalte mit geringem Einkommen. Bundes-
weite Förderoffensive für den Umstieg von fossilen auf erneuerbare Heizsysteme, die 
das Ende der Ölheizung rasch umsetzt. Zudem ist ein konkreter Plan für den schrittwei-
sen Ausstieg aus Gasheizungen bis 2050 zu entwickeln (Wärmestrategie).

•	 Klimawandelanpassung: Es braucht Anpassungsmaßnahmen, um die bereits unver-
meidbaren Folgen der Klimaveränderung abzufedern. Dazu gehört zunächst ein öko-
logischer Hochwasserschutz: Ein bundesweites Investitionsprogramm gibt den Flüssen 
wieder mehr Raum und hilft, Katastrophen zu vermeiden. In der Landwirtschaft erhält 
Bodenschutz Priorität. Humusreiche Böden speichern mehr Wasser und helfen Dürre-
ausfälle zu minimieren. 

•	 Keine Profite auf Kosten des Klimas: Zu viel Geld fließt durch den Kapitalmarkt in kont-
raproduktive, klimazerstörende Investitionen. In Österreich und Europa braucht es dafür 
mehr Transparenz und Rechenschaft für Investmentfonds, Banken und Versicherungen, 
Pensionskassen bzw. die öffentliche Hand. Auch die Strategie bei staatlichen Beteiligun-
gen wie der OMV ist zu prüfen.

•	 Konsequenter Einsatz für den Ausstieg aus der Atomkraft: Die Errichtung neuer AKW 
hat heutzutage nur mehr eine Chance, wenn sie staatlich unterstützt wird. Daher ist 
jede Unterstützung im Sinne unseres Ziels eines AKW-freien Europas zu streichen. Wir 
kämpfen gegen beihilfenrechtliche Stützungen und Subventionen für Atomkraft auf 
EU-Ebene und setzen uns konsequent mit rechtlichen und politischen Mitteln insbe-
sondere gegen die Errichtung bzw. Laufzeitverlängerung von AKW in Nachbarstaaten 
ein, ebenso wie gegen die Errichtung grenznaher Atommüll-Lager. Der konsequente 
Ausbau und faire Rahmenbedingungen für erneuerbare Energieträger sind das Mittel 
gegen Atomkraft, da Stromimporte nach Österreich vermieden werden und Erneuerba-
re bei gleichen Wettbewerbsbedingungen ökonomisch deutlich im Vorteil sind.
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2.	Saubere Umwelt
	 & Bio für alle –
	 respektvoller
	 Umgang mit Tieren

HERAUSFORDERUNGEN

Umweltzerstörung macht krank. Gute Luft zum Atmen, sauberes Trinkwasser und die 
Vermeidung der Klimakatastrophe sind Grundlagen für ein gutes Leben. Jeder verant-
wortungsbewusste Mensch will seinen Kindern bzw. nachfolgenden Generationen eine 
lebenswerte, bessere Welt hinterlassen. Eine intakte Umwelt ist dafür die Basis. Insofern 
schafft und sichert ambitionierte Umweltpolitik hohe Lebensqualität und unsere Lebens-
grundlagen, und ermöglicht damit Gesundheit, gute Ernährung und schützt unsere Natur 
vor zerstörerischen Eingriffen. 

Österreich genießt das Privileg vielfältiger, wunderschöner Natur. Das „Land am Strome“ 
ist z.B. reich an trinkbarem Wasser, Flüssen und Seen. Zwei Drittel unserer Flüsse sind 
allerdings, vor allem aufgrund von Verbauungen, in keinem guten Zustand. Förderungen 
für gewässerökologische Sanierungsmaßnahmen wurden de facto eingestellt und EU-Vor-
gaben zum Schutz der Flüsse damit nicht umgesetzt. Gleichzeitig sollen Wasserkraftwerke 
an eigentlich geschützten Orten mit Sondergenehmigungen errichtet werden. Dabei sind 
saubere, lebendige und intakte Flusslandschaften nicht nur aus ökologischer Sicht unver-
zichtbar, sondern Voraussetzung für einen vorsorgenden Hochwasserschutz. Verschmutz-
tes Grundwasser und der Grundwassermangel in Teilen Österreichs werden zunehmend 
zum Problem für Umwelt und Gesundheit. Die Klimaveränderung verschärft die Situation.

Die Luftqualität ist (mit)verantwortlich für zahlreiche Erkrankungen. Stickoxide, Ozon, 
Fein- und Feinststaub sorgen für über 8.000 vorzeitige Todesfälle pro Jahr in Österreich. 
Dazu kommen unzählige chronisch Erkrankte mit Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Be-
schwerden. Kinder und ältere Menschen sind besonders betroffen. Anzusetzen ist insbe-
sondere bei den Hauptverursachern der Luftverschmutzung, dem Verkehr, der Industrie, 
alten Heizungen und der Landwirtschaft.
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Lärm ist das Umweltproblem mit der größten Belästigungs- und Störungswirkung im 
Alltag. Lärm sorgt für ständigen unbewussten Stress, macht krank und verursacht Lern-
schwächen. Verkehrslärm (Straßen-, Schienen-, Fluglärm) sticht besonders hervor. Das 
Bundes-Umgebungslärmschutzgesetz ist weitgehend zahn- und wirkungslos, weil es den 
EU-seitig vorgesehenen Schutz ruhiger Gebiete und jede sinnvolle Beteiligung der Öffent-
lichkeit vermeidet.

Die Autoindustrie ist derzeit global in einem tiefgehenden Transformationsprozess. Der 
Durchbruch der Elektroautos zeichnet sich ab. Je früher die breit aufgestellte österreichi-
sche Auto-Zulieferindustrie Klarheit bekommt, ab wann nur noch mit erneuerbaren Ener-
gien betriebene Autos in Österreich zugelassen werden, umso besser können sich unsere 
Betriebe darauf einstellen und Arbeitsplätze sichern. Der Verbrennungsmotor im Pkw hat 
letztlich keine Zukunft. Der Wandel in Richtung neues Verkehrssystem ist auch für viele 
neue Industrien eine Chance, wenn vorausschauend investiert, geforscht und entwickelt 
wird.

Qualitätsvolle Lebensmittel sind zunehmend ein Anspruch vieler BürgerInnen und Konsu-
mentInnen. Es ist nicht egal, wie wir unsere Lebensmittel erzeugen. Der Einfluss multi-
nationaler Agrarkonzerne wächst. Lebensmittelskandale, quälerische Massentierhaltung, 
Unmengen Düngemittel, Gentechnik und das Artensterben (etwa durch den bedrohlichen 
Rückgang der ökologisch wichtigen Insekten),  sind nur einige Stichworte in diesem Zu-
sammenhang. Sichere Lebensmittel ohne Gentechnik, chemische Substanzen, Antibiotika 
und Pestizide sind Ziel unserer Landwirtschafts- und Lebensmittelpolitik. Wir wollen eine 
vielfältige bäuerliche Landwirtschaft, die sich im Einklang mit der Natur befindet und die 
Rechte der Tiere achtet. Eine ökologische Lebensmittelproduktion ist die einzig zukunfts-
weisende Strategie. Insbesondere in einer kleinstrukturierten Landwirtschaft wie in Öster-
reich kann ihre hohe Qualität auf den Märkten als unverwechselbar positioniert und damit 
regionale Beschäftigung gesichert werden. Faire Produktions- und Marktbedingungen sind 
notwendig – anstelle der Förderung von Lebensmittelüberproduktion und einer profitori-
entierten Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit durch Vergrößerung der Betriebe und Er-
höhung der Produktivität auf Kosten von Qualität. Entsprechend haben sich Förderungen 
im Agrarbereich an hohen ökologischen und tierrechtlichen Standards zu orientieren. Eine 
an Nachhaltigkeit und am Prinzip der Kreislaufwirtschaft orientierte Landwirtschaft ist für 
das gesamte ökologische Gleichgewicht zentral. 

BürgerInnen-Rechte und Beteiligung sind wichtige Instrumente zur Gestaltung des Le-
bensraums – ob im Grätzl nebenan, in der Gemeinde oder in Verfahren zu Großprojekten. 
Die Teilnahme an Rechtsverfahren zum Schutz der Umwelt kostet die Zivilgesellschaft und 
die BürgerInnen sehr viel Geld. In ein UVP-Verfahren fließen zigtausend Euro. Wenn man 
mit einem eigenen Antrag ein Verfahren auslöst, ist das Kostenrisiko überhaupt unwägbar.

Im Umgang mit Abfällen braucht es mehr Verbindlichkeit statt ausschließlich auf Freiwillig-
keit zu setzen. So wird es z.B. bei Verpackungsabfällen für BürgerInnen immer schwieriger, 

09



Abfälle zu vermeiden, Pfandflaschen gibt es fast gar nicht mehr. Der verschwenderische 
Umgang mit Ressourcen muss durch eine nachhaltige Produktpolitik ersetzt werden. Rund 
760.000 Tonnen Lebensmittelabfälle und -verluste fallen jedes Jahr in Österreich an, Land-
wirtschaft und Produktion noch gar nicht berücksichtigt.

Pro Jahr landen weltweit laut Schätzungen bis zu 12,2 Millionen Tonnen Plastikmüll in den 
Ozeanen, der Großteil wird über Flüsse ins Meer gespült. Im Jahr 2050 droht die Masse an 
Plastik in den Ozeanen, die der Fische zu übersteigen. Textilien zählen in Europa mit etwa 
30.000 Tonnen pro Jahr zu den größten Quellen der Mikroplastikverschmutzung. Plastik 
gehört weder in Flüsse und Meere noch Böden. Auch in der Donau landen mehrere Tonnen 
Mikroplastik pro Jahr.

GRÜN MACHT DEN UNTERSCHIED

•	 Lärmreduktion: Die zur Verringerung der Luftschadstoffbelastung in Luft-Sanierungs-
gebieten verhängten niedrigeren Tempolimits wirken sich auch positiv auf den geringe-
ren Lärmpegel aus.

•	 Die heimische Milchproduktion verwendet keine Gentech-Futtermittel mehr, die 
Eierproduktion wurde auf gentechnikfrei umgestellt, der Mastgeflügelbereich ebenso. 
Projekte beim Schweinefleisch zeigen, dass sich auch hier der Markt in Richtung gen-
technikfreie Futtermittel bewegt.

•	 Bienenschutz und Pestizid-Verzicht: Bei den bienengefährlichen Neonicotinoiden 
wurde Österreich von der Bremser- zur Vorreiter-Nation; der Glyphosateinsatz wurde 
zumindest zur Sikkation verboten (bei der Sikkation wird die Kulturpflanze vor der 
Ernte gezielt abgetötet, um sie leichter abernten zu können).

•	 Flussjuwele schützen: In grünregierten Ländern werden seltene Flussjuwele wie die Isel 
in Osttirol unter Schutz gestellt, während der naturverträgliche Ausbau der Wasserkraft 
weiterhin möglich ist.
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ZUKUNFTSPROJEKTE

•	 Österreichische Flüsse wieder lebendig machen und in einen guten Zustand bringen. 
Durch Förderungen sollen Fischaufstiegshilfen errichtet und Flüsse wieder in ihren 
ursprünglichen Zustand gebracht werden. Strategische Planungen sind wichtig, um 
langfristig festzulegen, wo in Zukunft noch Kraftwerke gebaut werden können bzw. 
welche Flüsse für immer geschützt bleiben.

•	 Unser Wasser schützen – gegen Verschmutzung und Ausverkauf: Wasser ist unser 
Lebensmittel Nr. 1. In Österreich ist das Grundwasser die mit Abstand wichtigste Quelle 
für die Trinkwassergewinnung. Der Schutz der Wasserökosysteme und Wasserkreisläu-
fe genießt entsprechende Priorität. Insbesondere Schadstoffeinträge wie Nitrate und 
Pestizide aus der Landwirtschaft sowie Verunreinigungen durch Industrie und Verkehr 
sind zu verhindern. 

•	 Umweltrecht durchsetzen: Das von Österreich ratifizierte Übereinkommen von Aarhus 
über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungs-
verfahren und den Zugang zu Gerichten muss die  Durchsetzung von Umweltrecht 
durch Umweltorganisationen und betroffene Einzelne vor Gericht umsetzen. Um den 
effektiven Schutz der Umwelt und des Klimas sicherzustellen, bedarf es eines eigenen 
Umweltrechtschutzgesetzes. Nur wenn die Umwelt eine Stimme vor Gericht hat, hat sie 
eine Chance.

•	 Umweltverträglichkeitsprüfung: Mehr Projekte müssen UVP-pflichtig werden, ins-
besondere auch im Bereich der industriellen Landwirtschaft (Intensivtierhaltung und 
Intensiv-Gemüsezucht), die Genehmigungskriterien müssen verbessert werden, etwa in 
Bezug auf Energieeffizienz,  Klimaschutz, Flächenverbrauch und den Lärmschutz (keine 
Privilegierung von Verkehrsanlagen). Ein einheitliches Anlagenrecht ist anzustreben.

•	 Besserer Lärmschutz: Wir wollen ein durchsetzbares Recht auf Lärmschutz. Und weni-
ger Verkehrslärm. Fluglärmschutz durch bessere An- und Abflugrouten gemäß Luft-
fahrtgesetz, Einhaltung von Nachtflugbeschränkungen, ein Nein zu Flughafenausbauten 
und weniger Flugverkehr durch mehr Kostenwahrheit. Bahnlärmschutz an der Quelle 
durch Umrüstung und Verbot lauter Güterwagen. Straßenlärmschutz durch Verlagerung 
auf leisere Verkehrsmittel und Antriebe und Tempo-Dämpfung.

•	 Potenzial der Verkehrsvermeidung und -verlagerung für schadstoffarme und klima-
schonende Mobilität im Sinner höherer Luftqualität nutzen. Bahn und Öffis einerseits 
und Radfahren und Zufußgehen andererseits bekommen Priorität – beim Budget, bei 
der Besteuerung und beim Platz im öffentlichen Raum. 
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•	 Mit Abgasbetrug und Chiptuning aufräumen, den Ausstieg aus Diesel & Co einleiten: 
Umfassende Konsequenzen aus dem Abgasskandal und ein Ende der Neuzulassung 
fossiler Kfz ab 2030.

•	 Flächenanteil des Biolandbaus weiter ausbauen und dezentrale Agrarstrukturen sowie 
regionale Verarbeitung und Vermarktung unterstützen sowie die Vergabe von EU-Ag-
rargeldern an ökologische und soziale Kriterien binden. Der Einsatz von Pestiziden ist 
weiter zu reduzieren. Keine Zulassung von Glyphosat und bienengefährdenden Pestizi-
den in Österreich und klare Positionierung auf EU-Ebene.

•	 Vielfalt fördern – keine Patente auf Tiere und Pflanzen: Verstärkte Förderung der bio-
logischen Vielfalt und Qualität durch Ausweiten der Sortenvielfalt und Nutztierrassen. 
Wir sind gegen Patente auf Tiere und Pflanzen. Sie würden den Konzentrationsprozess 
in der Saatgutbranche befördern und neue Abhängigkeiten in der Landwirtschaft zu-
gunsten der Agrarkonzerne schaffen. Eine Nachschärfung des nationalen Patentgeset-
zes soll eine Vorbildrolle Österreichs schaffen. 

•	 Artgerechte Tierhaltung fördern und kennzeichnen: Agrar-Förderungen an hohe Tier-
wohlstandards binden, kleine regionale Schlachthöfe erhalten, mobile Schlachtanlagen 
zulassen, um Tiertransporte zumindest zu verringern.

•	 Gentechnikfreie Lebens- und Futtermittel – Einsatz Österreichs auf EU-Ebene gegen 
die Zulassung von gentechnisch veränderten Saatgut oder Futtermitteln. Das AMA-Gü-
tesiegel muss endlich Gentechnikfreiheit garantieren, der Einsatz von Gentech-Futter-
mitteln muss bei der Vergabe des Siegels ausgeschlossen sein.

•	 Alternativen zum Tierversuch forcieren: Eine gezielte Förderung und Entwicklung von 
Alternativmethoden reduziert gemeinsam mit strengeren Auflagen bei der Genehmi-
gung die Anzahl der Tierversuche. Es muss sichergestellt werden, dass so wenig Leid, 
wie irgend möglich produziert wird und die Zahl der Versuche muss durch verbindliche 
Vorgaben systematisch reduziert werden.

•	 Vegetarische und vegane Ernährung unterstützen, Bewusstseinsbildung zum Konsum 
von tierischen Produkten: Ernährungsstile, die ohne tierische Produkte auskommen, 
werden nicht nur respektiert, sondern gefördert. Über alternative Ernährungsstile wird 
im Hinblick auf ökologische und gesundheitliche Auswirkungen informiert. Vegetarische 
und vegane Produkte sollen klar und gut erkennbar gekennzeichnet sein. Es braucht 
mehr Bewusstsein und auch regulierende Maßnahmen, um Produkte aus tierrechtlich 
inakzeptablen Verhältnissen – etwa aus Billig-Importen – vom Markt zu bringen. 

•	 Tierschutzgesetz weiterentwickeln: Klärung, dass Tierheime und auch Privatpersonen 
im Sinne der Tierhilfe weiter Haustiere vermitteln dürfen; der gewerbliche Missbrauch 
ist zu unterbinden.

•	 Tierschutz-Verbandsklage: Tieren ihr Recht geben: Einführung eines Verbandsklage-
rechts für anerkannte Tierschutzvereine und –verbände. Damit soll die Möglichkeit der 
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Auskunftserteilung, Teilnahme an konkreten Rechtsverfahren und rechtlichen Vertre-
tung von Tierschutz-Interessen geschaffen werden. Der Tierschutz ist als Staatsziel in 
der Verfassung verankert, jedoch können ihre Rechte oft nicht wahrgenommen werden. 
Das Verbandsklagerecht ist beispielsweise in zahlreichen Bundesländern Deutschlands 
etablierte Praxis. 

•	 Förderung von Mehrwegverpackungen, insbesondere bei Getränkeverpackungen in 
Kombination mit der Einführung eines flächendeckenden Pfandsystems.

•	 Maßnahmen zur Verringerung von Lebensmittelabfällen: Ziel ist die Halbierung der 
Menge weggeworfener Lebensmittelabfälle u. a. durch Bewusstseinsbildung und klare 
Verantwortung.

•	 Aktionsplan gegen Mikroplastik: Wissenslücken schließen und wirksame Maßnahmen 
gegen die Mikroplastikverschmutzung setzen, etwa gegen unnötige Verpackungen, 
Plastiksackerl und Plastikflaschen.

•	 Lebensmittelsicherheit: Klare Regelungen betreffend Gütezeichen, um nachhaltig 
erzeugte, und/oder anderweitig hochwertige Produkte der Ernährungswirtschaft bzw. 
Dienstleistungen durch entsprechende Gütezeichen auszuzeichnen. Eine Positiv-Kenn-
zeichnungs-Regelung des Angebots im Gastronomiebereich soll Klarheit über Herkunft 
und Produktionsweise der wertbestimmenden Lebensmittel – hier im Speziellen Fleisch, 
Milch und Eier – schaffen.
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